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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2016 vom Fachbereich
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
als Dissertation zur Erlangung des Grades eines Doktors der Rechte angenommen.
Sie entstandwährendmeiner Zeit als wissenschaftlicherMitarbeiter amLehrstuhl für
Strafrecht und Strafprozessrecht vonUniv.-Professor Dr. Volker Erb. Das Rigorosum
fand am 7. Juni 2016 statt. In der aktualisierten Druckfassung konnten Rechtspre-
chung und Literatur bis August 2016 berücksichtigt werden.

Anlass der Arbeit waren meine Eindrücke als Mitarbeiter in der Kanzlei meines
Vaters, Herrn Rechtsanwalt Dr. Rainer Buchert. Hier durfte ich aus erster Hand
erfahren, welch enormeBedeutung die interneAufklärung vonRegelverstößen in der
Praxis besitzt und wie rasch die intern ermittelten Erkenntnisse zur Grundlage eines
Strafverfahrens werden. Einheitliche Standards konnten bislang aber weder für den
Prozess der Befragung von beschuldigten Mitarbeitern noch für den Transfer der
privat ermittelten Erkenntnisse in das staatliche Strafverfahren entwickelt werden.
Vor allem die Rolle der Staatsanwaltschaft und der gerichtliche Umgang mit intern
erlangten Unterlagen sind wenig beleuchtet. Es ist mein Anliegen und Ziel der
Arbeit, einen Beitrag zu diesem Ausschnitt der Compliance-Debatte zu leisten und
praxisgerechte Lösungen aufzuzeigen.

Schließlich möchte an dieser Stelle den Menschen danken, die zur Entstehung
dieser Arbeit beigetragen haben. Folgende Personen sind namentlich hervorzu-
heben:

MeinemDoktorvater Herrn Prof. Dr. Volker Erb danke ich für die hervorragende
Betreuung der Arbeit. Er hat mich vonAnfang an inmeinemVorhaben bestärkt und
mir bei der Anfertigung der Arbeit größte Freiheit gewährt. Auf meine Tätigkeit als
wissenschaftlicher Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl blicke ist stets mit Freude
zurück.

Herrn Prof. Dr. Curt Wolfgang Hergenröder danke ich für die überaus zügige
Erstellung des Zweitgutachtens und die wertvollen Anregungen hinsichtlich des
arbeitsrechtlichen Teils der Arbeit.

Meinen Freunden und insbesondere meinen ehemaligen Kolleginnen und Kol-
legen am Lehrstuhl Erb sowie Frau Rechtsassessorin Johanna Roth und Frau
Richterin Claudia Kurz danke ich für fruchtbare Diskussionen, bereichernde Kaf-
feerunden und das notwendige private Glück.

Besonderen Dank schulde ich schließlich meinen Eltern, Dr. Rainer und Jutta
Sofie Charlotte Buchert, die mir meine Ausbildung erst ermöglicht haben und auf



deren Unterstützung und Fürsorge ich stets vertrauen durfte. Ihnen widme ich diese
Arbeit in Liebe und Dankbarkeit.

Stuttgart, im August 2016 Christoph Buchert
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Einleitung

Unternehmensinterne Ermittlungen haben in letzter Zeit nicht nur in der juristi-
schen Öffentlichkeit besondere Beachtung gefunden. Dies dürfte vor allem darin
begründet sein, dass Unternehmen vermehrt dazu übergehen, festgestellte Regel-
verstöße im Rahmen oft breit angelegter repressiver Untersuchungen eigenständig
aufzuklären. Der internen Befragung von Mitarbeitern kommt dabei als Aufklä-
rungsinstrument regelmäßig eine zentrale Rolle zu. Zugleich sind diese arbeits-
rechtlichen Anhörungen aufgrund ihrer Einbettung und Zielrichtung Ausdruck einer
zunehmenden Privatisierung des staatlichen Ermittlungs- und Strafverfahrens.

I. Zum Phänomen unternehmensinterner Untersuchungen

Das Phänomen professioneller unternehmensinterner Untersuchungen hat in
Deutschland erstmals im Zuge der Geschehnisse im Siemens-Fall das breite Be-
wusstsein der Öffentlichkeit erreicht. Im Zuge einer Korruptionsaffäre hatte sich die
Siemens AG im Jahre 2006 zur Durchführung einer sog. Internal Investigation nach
Vorgaben des US-Rechts entschieden, um den Anforderungen der amerikanischen
Börsen- und Aufsichtsbehörde gerecht zu werden und im Gegenzug einen umfas-
senden Strafrabatt zu erhalten1. Hierdurch wurde das deutsche Rechtssystem erst-
mals in nennenswertem Umfang mit dem Rechtsinstrument einer privat veranlassten
Untersuchung nach Vorgaben staatlicher Behörden konfrontiert. Unternehmensin-
terne Ermittlungen in Form von Internal Investigations haben im amerikanischen
Rechtssystem eine lange Tradition und finden ihren Ursprung in den großen Bi-
lanzskandalen und der Watergate-Affäre, die die USA Ende der 1960er und Anfang
der 1970er Jahre erschütterten2.

Die Siemens-Affäre kann aber nicht als alleiniger Auslöser der steten Zunahme
interner Untersuchungen angesehen werden, denn interne Untersuchungen von
Unternehmen gibt es, seitdem es Unternehmen gibt3. Dies gilt auch für die Bun-
desrepublik Deutschland. Die prozessualen Beweislastverteilungen im Zivilver-
fahren zwingen Unternehmen schließlich, das Vorliegen bestehender Schadenser-
satzansprüche oder Kündigungsgründe zu beweisen, was hierauf gerichtete Be-
weissammlungen bedingt. Neu ist dagegen die Verknüpfung des privaten Vorgehens

1 Vgl. hierzu etwa Jahn, StV 2009, 41 ff.;Wastl/Lizka/Pusch, NStZ 2009, 68 ff.; Bittmann/
Molkenbur, wistra 2009, 373 ff.; Rödiger, Strafverfolgung von Unternehmen, S. 1 ff.

2 Wewerka, Internal Investigations, S. 45 m.w.N.
3 In diesem Sinne auch Ignor, CCZ 2011, 143; Mansdörfer, jM 2014, 167.



des Unternehmens mit der staatlichen Strafverfolgung. Die systematische Einbin-
dung eines Privaten in die staatliche Strafverfolgung ist dem deutschen Recht, das im
alleinigen Fokus der vorliegenden Untersuchung stehen soll, wesensfremd. Der
deutsche Gesetzgeber hat sich in bewusster Abkehr früherer Rechtstraditionen dazu
entschieden, die Strafverfolgung ausschließlich in die Hände des Staates zu legen.
Gleichwohl haben die deutschen Strafverfolgungsbehörden das grundlegende
Prinzip einer umfassenden Mitwirkung des Unternehmens an der Aufklärung des
Sachverhalts gegen die Gewährung eines Strafrabattes adaptiert, um einen Span-
nungskonflikt aufzulösen, dessen Grundproblem die juristische Öffentlichkeit seit
längerem beherrscht: Bestehen hinreichende Anhaltspunkte für die Begehung einer
Straftat, sind die für die Strafverfolgung zuständigen Organe verpflichtet, einzu-
schreiten und dem staatlichen Strafanspruch Geltung zu verschaffen. Der Ausfor-
schung der Wahrheit als Grundlage der staatlichen Urteilsfindung werden jedoch
durch fehlende Ressourcen und tatsächliche Aufklärungshürden erhebliche Grenzen
gesetzt, wodurch das staatliche Strafverfahren in seinem Wesenskern beeinträchtigt
wird. Als Folge sind auf staatlicher Seite Verhaltensmuster erkennbar, die nicht von
dem Prinzip einer umfassenden Wahrheitsermittlung als Grundlage eines gerechten
Urteils getragen werden, sondern dem ökonomischen Effizienzgedanken folgen. Die
gesetzliche Normierung der Verfahrensabsprache4 ist nur Teil einer Entwicklung,
deren Ende nicht absehbar ist. Die Privatisierung staatlicher Leistungen ist allge-
genwärtig und hat auch das staatliche Strafverfahren längst erreicht5.

Im Verlauf der Arbeit wird sich zeigen, dass die Durchführung unternehmens-
interner Befragungen paradigmatisch für eine zunehmende Privatisierung behörd-
licher Ermittlungen steht. Die Ökonomisierung des Strafverfahrens in rechtsstaat-
lichen Bahnen zu halten, ohne die gewichtigen Interessen und Rechte der Beteiligten
zu vernachlässigen, zählt zu den größten Herausforderungen der Strafrechtswis-
senschaft in der heutigen Zeit.

II. Gang der Untersuchung

Interne Untersuchungen zur Aufklärung von Regelverstößen werden allgemein
dem Modethema Compliance zugeschrieben. Im ersten Kapitel6 der Arbeit wird
daher im Rahmen einer Bestandsaufnahme der Frage nachgegangen, was unter

4 Nach der im Jahre 2009 neu eingefügten Vorschrift des § 257c StPO besitzen die Ver-
fahrensbeteiligten Richter, Staatsanwalt und Angeklagter die Möglichkeit, sich unter be-
stimmten Voraussetzungen in der Hauptverhandlung über das Urteil zu verständigen. Zur
Konzeption der Vorschrift und der hieran geäußerten Kritik vgl. Jahn/Müller, NJW 2009, 2625.

5 Privatisierung beschreibt in diesemZusammenhang einen Prozess, der weg vomStaat und
hin zum Privaten führt, vgl. Kulas, Privatisierung staatlicher Verwaltung, S. 19. Zu den
wachsenden Privatisierungstendenzen imwirtschaftsstrafrechtlichen Ermittlungsverfahrenvgl.
Reeb, Internal Investigations, S. 41 ff. Siehe auch Taschke, NZWiSt 2012, 9 ff. sowie Greeve,
StraFo 2013, 89 ff.

6 Siehe S. 25 ff.
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Compliance im deutschen Rechtssystem zu verstehen ist und wie sich die Durch-
führung repressiver Untersuchungen in dieses abstrakte Gefüge einordnen lässt. Im
Zuge dessen werden auch die beteiligten Akteure und ihre Handlungsmotive be-
leuchtet. Dabei wird sich zeigen, dass infolge einer stetig zunehmenden gesetzlichen
Inanspruchnahme von Unternehmen wie Unternehmensführern das Compliance-
Ziel der Haftungsvermeidung nicht mehr nur durch präventiveVorsorgemaßnahmen,
sondern auch durch gezielte repressive Elemente erreicht wird. Privat veranlasste
Ermittlungen zur Sachverhaltsaufklärung sind ein wesentlicher Teil umfassender
„Compliance-Maßnahmen-Pakete“, die von Unternehmen zur Verhinderung von
Verstößen, zur Vermeidung von Haftung und zur Demonstration ordnungsgemäßer
Unternehmensführung durchgeführt werden7. Repressives Herzstück der Maßnah-
men ist regelmäßig die konfrontative Befragung von Mitarbeitern, weshalb dieses
Instrument auch im Zentrum der vorliegenden Arbeit stehen wird.

Mit der Zunahme der privaten Ermittlungstätigkeit ist zugleich ein Rückzug der
staatlichen Ermittlungsbehörden verbunden: Staatsanwälte gehen vermehrt dazu
über, „ermittlungswilligen“ Unternehmen das Feld der Sachverhaltsaufklärung zu
überlassen oder binden – auch infolge fehlender Ressourcen und bestehender Auf-
klärungshürden – die internen Ermittler gezielt in das staatliche Ermittlungsver-
fahren ein, um die privat erlangten Erkenntnisse in einem späteren Straf- oder
Bußgeldverfahren nutzbar zu machen. Im Visier der Strafverfolgungsbehörden steht
aber nicht nur das Unternehmen und deren Verantwortliche, sondern auch der den
Regelverstoß begehende Mitarbeiter. Neben dem Verhältnis des Unternehmens zu
seinem Mitarbeiter, das im konkreten Frageprozess seinen Ausdruck findet, werden
wir uns daher auchmit der Frage beschäftigenmüssen, wie sich ein „Outsourcing von
Ermittlungshandlungen“8 auf die rechtsstaatliche Position des beschuldigten Mit-
arbeiters auswirkt.

Die im Rahmen der Bestandsaufnahme aufgeworfenen Fragestellungen sollen
dann in den folgenden Kapiteln einer Antwort zugeführt werden. Das zweite Kapitel9

widmet sich zunächst der erheblichen Einflussnahme der staatlichen Strafverfol-
gungsbehörden auf die Vornahme unternehmensinterner Mitarbeiterbefragungen.
Hier sollen klare Abgrenzungskriterien herausgearbeitet werden, nach denen beur-
teilt werden kann, unter welchen Umständen das Handeln eines Unternehmens
aufgrund der staatlichen Mitwirkung seinen privaten Charakter verliert und im
Ganzen als staatliche Maßnahme einzustufen ist.

Ausgehend von einer grundsätzlichen Privatheit unternehmensinterner Maß-
nahmen soll im dritten Kapitel10 dann die Zulässigkeit privater Ermittlungshand-
lungen im Strafverfahren beleuchtet werden. Das konkrete Rollenbild des Unter-
nehmens und dessen immense Ermittlungsmacht bei der Durchführung interner

7 Greeve, StraFo 2013, 89 (89).
8 Wastl, ZRP 2011, 57 (58).
9 Siehe S. 87 ff.
10 Siehe S. 119 ff.
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